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Heike Jaehrling 
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Anfrage der SPD-Fraktion vom 13.06.2019 für den Regionalrat am 
05. Juli 2019
Flächen für den Strukturwandel im Rheinischen Revier

Sie haben mir mit Mail vom 17.06.2019 die o. g. Anfrage mit der Bitte 
um Beantwortung übermittelt. Dem komme ich gerne nach.

1. Welche Maßnahmen hat/wird das Ministerium getroffen/treffen, 
um den jährlichen Bedarf im Rheinischen Revier an Flächen zur 
Verfügung zu stellen?

5. Welche Initiativen ergreift das Ministerium, um Interessenten 
für die Ansiedlung zu hochwertigen (vergleichbaren RWE Ar
beitsplätzen) Arbeitsplätzen zu schaffen?

Antwort:
Die Fragen 1 und 5 werden zusammen beantwortet. Im Rahmen der 
Überarbeitung des Landesentwicklungsplans (LEP) ist ein neuer Grund-
satz eingefügt worden (Grundsatz 5-4), der die Bedeutung regionaler 
Zusammenarbeit für den Strukturwandel in den Kohleregionen betont. 
Eine regional stark aufgestellte Zusammenarbeit kann die verschiede-
nen Planungsprozesse zusammenführen und dabei sowohl Nachfolge-
konzepte für den Bergbau als auch neue wirtschaftliche Zukunftsim-
pulse zusammenführen. In den zugehörigen Erläuterungen im LEP wird 
ausgeführt, dass die Landesregierung die Regionalräte Köln und Düs-
seldorf darin unterstützt, den Kommunen des Rheinischen Reviers eine 
Sonderstellung bei der Ausweisung zusätzlicher Industrie- und Gewer-
begebiete zu ermöglichen: Basis dafür ist seitens der Landesplanung 
der im April letzten Jahres in Kraft getretene Erlass zum (geltenden)
LEP, der den Flandlungsrahmen für die Regionalplanung bei der Festle-
gung von neuen Gewerbe- und Industriebereichen deutlich erweitert 
(Verlängerung des Planungszeitraums auf 20 bis 25 Jahre). Diesen 
Spielraum, der vor allem auch zu einem Mehrbedarf an Gewerbeflächen
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führt, kann die Regionalplanung nun zur weiteren Umsetzung der Son-
derstellung nutzen.

Um im internationalen Wettbewerb um Investitionen und zukunftsfähige 
Arbeitsplätze konkurrieren zu können, richtet die Landesregierung zu-
dem eine „Sonderwirtschaftszone Rheinisches Revier“ ein. Diese sieht 
u. a. die Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren, 
die Bündelung beihilferechtlicher Möglichkeiten zur Unterstützung von 
Ansiedlungen in der Region und einen Investorenservice vor.

Darüber hinaus ist die Sicherung und Weiterentwicklung von Wertschöp-
fung und Beschäftigung im Rheinischen Revier sowohl ein Kriterium für 
die Fördermittelvergabe im Rahmen des Sofortprogramms als auch Leit-
bild für das künftige Regelprogramm ab 2020. Die Kriterien für die 
Vergabe von Fördermitteln an Projekte im Regelprogramm werden in ei-
nem Wirtschafts- und Strukturprogramm aufgestellt. Dieses wird derzeit 
federführend durch die Zukunftsagentur Rheinisches Revier in Zusam-
menarbeit mit der Region erarbeitet.

Im Rahmen des Sofortprogramms wird weiterhin ein „anwendungsorien-
tiertes Gewerbeflächenkonzept“ zur kurzfristigen Gewerbeflächenent-
wicklung und Ansiedlung erarbeitet. Die Erarbeitung soll in Abstimmung 
mit den Tagebauanrainerkommunen und den Regionalplanungsbehör-
den Köln und Düsseldorf sowie mit den zuständigen Fachabteilungen des 
MWIDE erfolgen.

2. Werden die LEP 6 Flächen für die Schaffung der geplanten Ar
beitsplätze mit angeboten?

Antwort:
Dies ist entsprechend dem jeweiligen Entwicklungsstand der ehemals 
als LEP 6 Flächen bezeichneten LEP-Standorte für landesbedeutsame 
flächenintensive Großvorhaben so vorgesehen (vgl. Antworten zu Fra-
gen 3 und 4).

3. Sind diese Flächen in öffentlicher Hand, damit sie umgehend 
angeboten werden können?

4. In welchen Zeitraum werden diese LEP 6 Flächen an das Infra
strukturnetz angebunden, ohne das belastende Ortsdurchfahr
ten entstehen?
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Antwort:
Die Fragen 3 und 4 werden zusammen und auf Grundlage aktueller, von 
der Stadt Euskirchen, der NRW.URBAN GmbH & Co. KG bzw. der WFG 
des Kreises Heinsberg und der Stadt Grevenbroich übermittelter Infor-
mationen beantwortet. Insgesamt stellt sich der Entwicklungsstand der 
drei Standorte unterschiedlich dar.
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A) LEP-Standort für landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben 
in EuskirchenAA/eilerswist:
144,5 ha dieses Standortes sind bereits in öffentlicher Hand (Stadt und 
LEP AöR). 80 ha stehen als zusammenhängende, fast rechteckige Flä-
che umgehend zur Verfügung. Dementsprechend wird die Fläche von 
NRW-Invest weltweit angeboten.

Die Fläche ist an das Infrastrukturnetz (Strom, Gas, Wasser, Abwasser 
und Straße) voll angeschlossen. Ein Eisenbahnanschluss fehlt noch. Al-
lerdings werden einige Ressourcen (Wasser, Strom, Straße) nach Aus-
sage der Stadt Euskirchen an Kapazitätsgrenzen stoßen, je nachdem 
wie ressourcenintensiv eine Ansiedlung ist. Die Kapazitäten könnten je-
doch noch ausgebaut werden. Bei Bedarf könne parallel zu einem Ge-
nehmigungsverfahren und zur Bauzeit bis zum vollen Bedarf einer An-
siedlung die ggfs, erforderliche Infrastruktur noch nachgerüstet werden. 
Somit stellt die Verfügbarkeit des Infrastrukturnetzes aus Sicht der LEP 
AöR kein Hindernis für eine Ansiedlung dar. Eine Ortsdurchfahrt zur 
nächstliegenden Autobahn A61 (Osten) muss nicht durchfahren werden. 
In Richtung der Autobahn A1 (Westen) muss der Verkehr bis zum Bau 
der B 56n durch die Kernstadt Euskirchen (Südwesten) oder durch Ort-
steile der Gemeinde Weilerswist (Nordwesten) fahren.

B) LEP-Standort für landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben 
in Geilenkirchen-Lindern:
Im Plangebiet wurden seit 1992 insgesamt rd. 141,9 ha landwirtschaftli-
che Flächen von NRW.URBAN im Treuhandauftrag des Landes NRW 
(120,5 ha) und der Stadt Geilenkirchen (21,4 ha) erworben. Zur Reali-
sierung eines ersten rd. 100 ha umfassenden Planungsabschnitts sowie 
dem damit einhergehenden Bedarf an Ausgleichsflächen werden insg. 
rd, 135 ha Flächen benötigt. Zur Realisierung eines weiteren Planungs-
abschnitts in gleicher Größenordnung müssten weitere rd. 127 ha so-
wohl für Industrie- als auch Ausgleichsflächen erworben werden.
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gen leistungsfähig genug sind, um die Realisierung erster Firmenansied- 
lungen (im Vorhabenverbund) auf Teilflächen des Gesamtgeländes be-
reits heute zu ermöglichen. Die (weitere) Anbindung des Industriege-
biets soll nach aktueller Verkehrsplanung von Straßen.NRW über die 
L364n an die ca. 4 km nördlich verlaufende A46, Anschlussstelle 
Hückelhoven Ost, erfolgen. Der 1. Bauabschnitt der L364n verläuft zwi-
schen der A46 und der L117. Im Juli 2018 wurde mit dem Bau des 
Kreisverkehrs am Autobahnanschluss Hückelhoven-Ost als ersten Teil-
abschnitt begonnen. Für den 2. Bauabschnitt, Ortsumfahrung Hilfarth, 
liegt noch kein Planungsrecht vor. Bei idealtypischen Bedingungen wer-
den sechs Jahre veranschlagt, um Baurecht zu schaffen. Erste Ver-
kehrsgutachten wurden vom Landesbetrieb Straßen.NRW in Auftrag ge-
geben. Im letzten Abschnitt zwischen Hilfarth und dem Industriegebiet 
soll der Verkehr auf der heutigen L364 geführt werden. Auf den Bau der 
K14n (Ortsumfahrung Brachelen) soll nach Aussagen von Straßen.NRW 
verzichtet werden, da der Engpass in Brachelen beseitigt wurde. Für die 
Endausbaustufe wird aus Sicht der NRW.URBAN GmbH & Co. KG bzw. 
der WFG des Kreises Heinsberg neben der Realisierung der geplanten 
L364n auch der Bau der L228n sowie der K24n zur Anbindung der Flä-
che an die rund 12 km südlich gelegene A44 eine wichtige Rolle spielen. 
Eine Schienenanbindung ist grundsätzlich möglich: rund 0,5 km südlich 
des Standorts im Ortsteil Lindern verläuft die DB-Strecke Aachen-Düs-
seldorf mit dem Haltepunkt Lindern; der nächste Güterbahnhof liegt in 6 
km Entfernung in Baal.

C) LEP-Standort für landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben 
in Grevenbroich-Neurath:
Die Flächen dieses LEP-Standortes weisen eine sehr kleinteilige Eigen-
tümerstruktur auf. Die Erschließung würde projektbezogen erfolgen - 
ggf. mit einer Anbindung in Richtung A61(/A1) und A540 (zukünftig Bun-
desstraße).

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag

/-\ j c.JL'LA ?

Dr. Alexandra Renz
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